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Hajo Diekmannshenke 
 
5.1.  Von der Reformationszeit bis zur Französischen Revolution 
 
1.  Die Situation am Ende des 

Mittelalters 

Versteht man politische Kommunikation 
als medial basierte öffentliche Kommuni-
kation, so fällt es schwer, im Mittelalter 
von politischer Kommunikation in die-
sem Sinne zu sprechen. Eine Öffentlich-
keit im modernen Sinne war praktisch 
nicht vorhanden, das Kommunizieren 
politischer Themen erfolgte in exklusiven 
Kreisen derjenigen, die über die politi-
sche Macht verfügten, und war nicht an 
ein Publikum, sondern an spezifische 
Adressaten aus dem eigenen oder einem 
gegnerischen Machtbereich gerichtet. 
Damit spielt Mündlichkeit als Modus des 
Kommunizierens eine wesentliche Rolle, 
in Texten fixiert sind dabei vor allem 
Rechtsangelegenheiten. Rechtstexte, Ur-
kunden, Verträge und dergleichen mehr 
sind ebenso wie ein politischen Angele-
genheiten verpflichteter Briefwechsel 
wesentliche Ausprägungen. Als schriftli-
che Kommunikationsform dominiert da-
bei der Brief (vor allem in seinem rechts-
setzenden Charakter als Urkunde). Da-
mit einher geht eine Dominanz des La-
teinischen als Sprache internationalen 
politischen Handelns, zumindest für den 
zentraleuropäischen Machtraum. Allen-
falls die Predigt richtet sich an ein breite-
res Publikum. Allerdings spielt der Brief 
auch nach dem tiefgreifenden Medien-
wandel, der im 15. Jahrhundert beginnt, 
eine wichtige Rolle in der politischen 
Kommunikation, wie neuere Untersu-
chungen belegen (vgl. Weber 2010; Hei-
denreich/Schönpflug/Weber 2012). 

Armin Burkhardt konstatiert im Fazit 
seiner Übersichtsdarstellung „Deutsche 

Sprachgeschichte und politische Ge-
schichte“ (2008) zutreffend, dass die  

„politische Sprache vieler Zeitabschnit-
te […] im Dunkel der Geschichte [liegt], 
und infolge von Überlieferungslücken 
wird manches wohl für immer dort 
verbleiben. Doch auch wo die Quellen-
lage günstig ist, harren viele Doku-
mente noch der historisch-politolinguis-
tischen Untersuchung (z.B. die Proto-
kolle von Magistraten, Zensurbehörden, 
Ständekammern und der politischen 
Gerichtsbarkeit). Nur zu einigen beson-
ders wichtigen historischen Epochen 
liegen linguistische Studien vor, die sich 
mit der Sprache der politischen Ausei-
nandersetzungen der Zeit beschäftigen. 
Dabei gilt die Regel: Je näher der 
Gegenwart, desto höher der Erforscht-
heitsgrad.“ (Burkhardt 2008, 119). 

Der hier vorgestellte Zeitraum umfasst 
annähernd drei Jahrhunderte. Dement-
sprechend stellt sich die Frage nach Kri-
terien für die Wahl eines solchen Ab-
schnitts. Peter von Polenz liefert eine 
medien-historische Begründung, die ih-
ren Niederschlag sowohl in der allgemei-
nen Sprachentwicklung als auch in der 
Ausprägung einer öffentlichen politi-
schen Kommunikation findet: 

„Es ist vielmehr mit einem sehr flie-
ßenden Übergang vom Spätmittelalter 
zur frühen Neuzeit zu rechnen. Die 
Reformation war weniger ein Beginn als 
vielmehr der Kulminationspunkt einer 
langen Übergangsepoche, die vom 
späten 14. bis zur Mitte des 16. Jahr-
hunderts reichte. Einerseits verfielen 
alte Strukturen des Mittelalters, wurden 
aber teilweise konserviert, restauriert 
oder der ‚Modernisierung‘ nur ange-
paßt: Reichsverfassung, universale ka-
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tholische Kirche mit weltlichen Herr-
schaftsansprüchen, spätfeudaler Stän-
destaat, territoriale Souveränität der 
Fürsten. Andererseits wurde in immer 
neuen Versuchen die Befreiung aus 
mittelalterlichen Verhältnissen eingelei-
tet, durch Entwicklung modernisie-
render Strukturen in Staat und Kirche, 
Wirtschaft und Gesellschaft, z.T. durch 
Rezeption antiken Gedankengutes (Rö-
misches Recht, Renaissance, Humanis-
mus), durch frühe Wissenschaften, 
Erfindungen und Entdeckungen, vor 
allem langfristig (seit dem 13. Jh.) durch 
Frömmigkeits- und Reformbewegun-
gen von Bettelorden und Mystik bis hin 
zu Luthers Kirchenspaltung. Es war die 
Zeit des werdenden Verwaltungsstaa-
tes, des städtebürgerlichen Frühkapi-
talismus und Frühkolonialismus, aber 
auch gescheiterter Aufstände von Un-
terschichten.“ (von Polenz 2000, 103)  

Und, so könnte man ergänzen, dies ist 
der Beginn einer politischen Öffentlich-
keit, die sich insbesondere der Volksspra-
che bedient (vgl. Schiewe 2004). 
 
2.  Reformationszeit 

Mit der veränderten medial-kommu-
nikativen Situation in der frühen Neu-
zeit, die durch die Entwicklung der 
Papiermühlen und der nun vergleichs-
weise einfachen Herstellung eines güns-
tigen Schreibstoffs sowie des Buchdrucks 
mit beweglichen Lettern den Wechsel 
von der skriptographischen zur typo-
graphischen (vgl. Giesecke 1994; Gie-
secke 2002; Würgler 2013) Kommunika-
tionstechnik ermöglichen, geht ein spür-
barer Wandel der politischen Kommu-
nikation einher. Werden bislang Einzel-
exemplare von Texten für spezifische 
Auftraggeber kopiert oder individuell 
verfasst (skriptographische Technologie), 
so werden Texte erstmals für ein ver-
gleichsweise heterogenes Publikum pro-
duziert (typographische Technologie). 

Nicht mehr der einzelne Kopist oder 
Schreiber ist jetzt der Textproduzent, 
neben den Autor tritt als weitere Instanz 
der Buchdrucker, der anschließend die 
einzelnen (identischen) Exemplare des 
jeweiligen Drucks auf dem nun ent-
stehenden (Buch-)Markt vertreibt, sofern 
nicht weitere Zwischenhändler diese 
Aufgabe erfüllen. Diesen Prozess und die 
damit verbundenen Folgen, sowohl für 
die Kommunikationsbedingungen als 
auch für die Konzeption und Realisation 
von Wissen, hat detailliert Giesecke 
(1994) dargestellt (vgl. Giesecke 2002 wei-
terführend in die Gegenwart). Damit 
sind die Voraussetzungen geschaffen, 
dass die politische Kommunikation erst-
mals die elitären Zirkel der politischen 
Macht verlassen und Teil eines breiteren 
öffentlichen Diskurses werden kann. 
Darüber hinaus erlaubt die neue Technik 
die schnelle und massenhafte Herstel-
lung kürzerer Texte wie Flugblatt und 
Flugschrift, wodurch Autoren und Dru-
cker auf politische Ereignisse kurzfristig 
publizistisch reagieren können. Zugleich 
kann damit ein nur wenig lesekundiges 
oder gar leseunkundiges Publikum 
erreicht und in den politischen Diskurs 
einbezogen werden, da vor allem Flug-
blätter visuelle Elemente, z.B. in Form 
von Holzschnitten, für die Vermittlung 
nutzen und teilweise auch in die Argu-
mentation einbeziehen. Als weiterer 
bedeutsamer Aspekt kann festgehalten 
werden, dass nun erstmals der politische 
Diskurs zumindest in Teilen in deutscher 
Sprache stattfindet. Gegenstand des nun 
öffentlich ausgetragenen Meinungs-
streits sind zuallererst religiöse Themen 
(vgl. Oelke 1992). 

Als vielleicht erster ‚politischer‘ Autor 
muss vermutlich Sebastian Brandt, der 
Autor des Narrenschiffs, gelten, der mit 
seiner Fuchshatz-Flugschrift im Jahre 
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1497 zweifellos eine der ersten politi-
schen Flugschriften publiziert, wobei die 
Grenze zwischen literarisch-satirischem 
und politischem Text kaum zu ziehen ist. 
Ähnliches gilt für weitere Brandtsche 
Schriften dieser Zeit (vgl. Sack 1997). Der 
religiöse Streit im ersten Drittel des 16. 
Jahrhunderts wird von nun an in hohem 
Maße in deutscher Sprache ausgetragen, 
allein katholische Autoren bedienen sich 
weiterhin vor allem der lateinischen 
Sprache, wobei Flugschrift (vgl. Schwi-
talla 1983) und Flugblatt als Leitmedien 
angesehen werden können. Der Reuch-
lin-Pfefferkorn-Streit im ersten Jahrzehnt 
des 16. Jahrhunderts stellt die erste 
öffentliche Flugschriftenkontroverse dar, 
wobei Pfefferkorn, selbst konvertierter 
Jude, seine vier Flugschriften, in denen er 
die Juden zum Christentum zu bekehren 
sucht, in deutscher und lateinischer Spra-
che publiziert. Johannes Reuchlins 1505 
veröffentlichte Schrift Deutsch Missive, 
warum die Juden so lang im Elend sind stellt 
vermutlich den ersten offenen Brief der 
deutschen Sprachgeschichte dar (vgl. 
Schwitalla 1999, 49). 

Als weitere mündliche Formen kön-
nen auch der Bänkelsang, sofern politi-
sche Themen präsentiert werden, und 
vor allem die (politische) Predigt, wie sie 
Martin Luther und andere Reformatoren, 
besonders aber die Radikalen dieser Zeit 
pflegen (vgl. Diekmannshenke 1994), gel-
ten. 

„Ihre [der Flugschrift; HJD] große Zeit 
waren das 16. und 17. Jahrhundert, vor 
allem die Jahre von 1518 bis 1525, in 
welchen Flugschriften nicht nur Ge-
schichte kommentieren, sondern Ge-
schichte machten. Zu keiner anderen 
Zeit hatten Flugschriften auch eine solch 
weite geographische und soziale Ver-
breitung […]. Durch sie wurde eine 
neue Art von Öffentlichkeit hergestellt, 
die es vorher nicht gab: eine öffentliche 

Meinung (‚gemein sag‘), die nicht mehr 
sozial eingeschränkt war wie der lateini-
sche Diskurs unter den Humanisten, der 
religiöse Diskurs in den kirchlichen 
Institutionen (Predigt, Verlesung von 
Briefen) oder der politische Diskurs 
über staatliche Instanzen (Einblattdru-
cke und öffentliches Ausrufen […]).“ 
(Schwitalla 1999, 1)  

Einen Überblick über die Flugschrift vor 
allem in ihrer Blütezeit, über ihre sprach-
lich-stilistischen Ausprägungen, ihre 
Themen und Funktionen und ihre Text-
sortengeschichte gibt Schwitalla (1983; 
1999) (vgl. auch te Heesen 2011). 

Reflexionen von Zeitgenossen über 
den eigenen Sprachgebrauch oder auch 
den der ideologisch-politischen Gegner 
sind hier erstmals nachweisbar. Nicht 
nur Luthers Sendbrief vom Dolmetschen 
(1530) beinhaltet relevante Aussagen 
über den öffentlichen Sprachgebrauch 
und seine Funktion, auch und gerade in 
seinen polemischen Schriften reflektiert 
er immer wieder den eigenen und 
fremden Sprach- und Wortgebrauch. 
Ähnliches findet sich bei Müntzer, Karls-
tadt oder auch beim ideologischen Kopf 
der Münsteraner Täuferbewegung von 
1534/35, Bernhard Rothmann (vgl. Diek-
mannshenke 1994).  

Während es zu Luthers Schriften und 
seinem spezifischen Sprachgebrauch eine 
ganze Reihe von Untersuchungen gibt 
(vgl. Wolf 1996, der im Anhang eine um-
fangreiche Bibliographie präsentiert; Lo-
benstein-Reichmann 1998; Stolt 2000), ha-
ben andere Autoren und erstmals auch 
Autorinnen (an der Seite der Reformato-
ren und der Radikalen oder auch selbst-
ständig; vgl. Kobelt-Groch 1993) nur ge-
ringe linguistische Aufmerksamkeit er-
fahren. Während sowohl Historiker als 
auch Theologen in dieser Hinsicht viel-
fältige Publikationen vorweisen können, 
gilt das von linguistischer Seite bislang 
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immer noch nur für Thomas Müntzer, 
und das auch nur in begrenztem Maße 
und keineswegs auf den politischen Au-
tor Müntzer bezogen (vgl. Spillmann 
1991; Warnke 1993). 

Im Rahmen der politischen Kommuni-
kation der Reformationszeit hat schon 
früh der Schlagwortgebrauch der ver-
schiedenen religiös-politischen ‚Parteien‘ 
und einzelner A,utoren Aufmerksamkeit 
erfahren, zuerst durch Lepp (1908).  

„Die moderne Forschung bezeichnet 
mit ‚S[chlagwort].‘ einen Ausdruck, der 
zu einer bestimmten Zeit besondere Ak-
tualität gewinnt und mit dem ein Pro-
gramm oder eine Zielvorstellung propa-
giert wird. S. sollen sowohl das Denken 
wie auch die Gefühle und das Verhalten 
von Menschen steuern.“ (Niehr 2007, 
496) 

Eine ausführliche Darstellung des 
Schlagwortgebrauchs insbesondere der 
Radikalen der Reformationszeit, aber 
auch der führenden Reformatoren sowie 
ausgewählter katholischer Autoren (so-
fern sie in deutscher Sprache publizier-
ten) liegt seit längerem vor (vgl. Diek-
mannshenke 1994). Daneben stehen eini-
ge kleinere Publikationen zu Karlstadts 
Schlagwortgebrauch (vgl. Krause 1984; 
Diekmannshenke 1998) sowie zur spezi-
fisch religiös-politischen Argumentation 
(vgl. Diekmannshenke 1995; 1997).  

Sowohl die katholische als auch die 
evangelische Seite nutzen in ihren Flug-
blättern und Flugschriften Schlagwörter 
in großer Zahl, um für die eigene Partei 
zu werben und vor allem um die gegne-
rische argumentativ und polemisch zu 
bekämpfen. Während Obrigkeit und Ge-
walt im Sinne der Zwei-Reiche-Lehre Lu-
thers als Fahnenwörter der Evangeli-
schen gelten können, ist es Ordnung auf 
katholischer Seite (vgl. Diekmannshenke 
1994; 100). Deren gemeinsame Gegner, 

vor allem Radikale wie Thomas Müntzer, 
Andreas Bodenstein von Karlstadt, mit 
127 Drucken zweitwichtigster Autor die-
ser Zeit (vgl. Schwitalla 1999, 59), oder 
die münsterischen Täufer, werden als 
Aufrührer, Ketzer und Wiedertäufer sprach-
lich stigmatisiert, wobei schließlich der 
Vorwurf des Aufruhrs ausreicht, diese ju-
ristisch zu verfolgen und zu richten (vgl. 
Diekmannshenke 1994, 379-382). 

Eng verbunden mit dem theologischen 
Streit um die Reformation spielen die 
sogenannten Bauernkriege eine wichtige 
Rolle im Rahmen der öffentlichen po-
litischen Textproduktion (vgl. Brandt 
1997; Schwitalla 1999, 54ff.), die vor allem 
als (anonyme) Protest- und Programm-
schriften zu bewerten sind. Vielfach wer-
den dabei Holzschnitte als visuelle Pro-
pagandaelemente genutzt. Brandt (1984, 
105) spricht gerade diesen Schriften eine 
wichtige Rolle bei der Herausbildung 
überregionaler Sprachnormen zu. 

Schon früh beschäftigte sich Wettges 
(1978) mit dem Zusammenhang von Re-
formation und Propaganda in den süd-
deutschen Reichsstädten. Während bis 
zum Ende des 20. Jahrhunderts einige 
Arbeiten zum Thema erschienen (biblio-
graphische Angaben in Diekmannshenke 
2006, 25-29), ist das Interesse seitdem 
spürbar abgeklungen. Insgesamt kann 
konstatiert werden, dass in den genann-
ten sowie in vielen weiteren Untersu-
chungen der Wortschatz im Vorder-
grund steht, sodass die politische Lexik 
als der am besten erforschte Teilbereich 
der politischen Kommunikation der Re-
formationszeit angesehen werden kann. 
Ebenso kann festgehalten werden,  

„daß der Sprachstil dieser frühesten dt. 
Revolutionstexte weniger von sozialer 
Herkunft und Bildungsstand der Text-
verfasser als vielmehr von Textsorten-
normen und Kommunikationsintentio-
nen geprägt ist und ihr Beitrag zu den 



Von der Reformationszeit bis zur Französischen Revolution 907  
 

  

zeitgenössischen nationalen Aussonde-
rungsprozessen beträchtlich war“ (von 
Polenz [1991], 260).  

Im Gefolge der Flugblätter und Flug-
schriften und aus ihnen heraus entwi-
ckelt sich eine neue Textsorte, die sich zu 
Beginn des 17. Jahrhunderts als eigen-
ständige Kommunikationsform mit eige-
nen kommunikativ-medialen Besonder-
heiten etablieren wird: die Neuen Zei-
tungen. Hierbei handelt es sich um 
einzelne Flugblätter und kurze Flug-
schriften, die ursprünglich bei spektaku-
lären Ereignissen als einmalige Ausgabe, 
sieht man von wenigen Nachdrucken ab, 
erscheinen. Als erstes spektakuläres Er-
eignis politischer Art, denn die Neuen 
Zeitungen berichten auch über Katastro-
phen, ungewöhnliche Himmelserschei-
nungen, Spektakuläres und Kurioses und 
müssen als Vorläufer der Presse allge-
mein, aber auch der politischen Presse im 
Besonderen angesehen werden (vgl. Fi-
scher 1981), kann das sogenannte Täufer-
reich zu Münster (1534/35) genannt wer-
den. Zu diesem über die Grenzen des 
Reiches bedeutsamen Ereignis sorgen 
eine Vielzahl von Neuen Zeitungen für 
die Verbindung von politischer Kommu-
nikation und Sensationsberichterstat-
tung, wobei fast im Stile des modernen 
Boulevardjournalismus Polygamie und 
Gütergemeinschaft, Orgie und Hybris 
sowie die anschließende Hinrichtung 
führender Täuferpersönlichkeiten einen 
großen Teil der Berichterstattung aus-
machen, ohne dass die politische Di-
mension des Geschehens vollständig aus 
dem Blick gerät (vgl. Diekmannshenke 
1994). Ursprünglich nur zu besonderen 
Anlässen erschienen, entwickelt sich aus 
diesen Einzelausgaben schließlich die 
moderne Presse (vgl. Schottenloher 
[1922]/1985; Straßner 1997). Die Ereig-
nisse von Münster können als gewisser 

Abschluss von Reformationszeit, Bauern-
kriegen und damit verbundenen politi-
schen Aufstandsbewegungen betrachtet 
werden.  

Vergleichsweise spät hat auch die 
spätmittelalterlich-frühneuzeitliche Ju-
denverfolgung sprachwissenschaftliche 
Beachtung erfahren. Während Bering 
(1989) antijüdische Polemik bei Luther 
untersucht, analysiert Hortzitz (1994) die 
sprachliche Diskriminierung jüdischer 
Ärzte im 16. und 17. Jahrhundert.  
 
3.  Von der Reformation zum Dreißig-

jährigen Krieg und zur Französi-
schen Revolution 

„Im Anfang steht keine Revolution. 
Während die Geschichte Englands, 
Frankreichs, der Vereinigten Staaten 
von Nordamerika durch ihre Revolutio-
nen im 17. und 18. Jahrhundert in einem 
so fundamentalen Sinn geprägt worden 
ist, daß eine Darstellung ihrer moder-
nen Entwicklung mit dieser Zäsur ein-
setzen kann, fehlt der deutschen Ge-
schichte jener Zeit ein derart drama-
tischer Einschnitt.“ (Wehler 1996, 35)  

Zusammen mit der Konfessionalisierung 
des Protestantismus setzt im Süden des 
Reiches die Gegenreformation ein, wobei 
die konfessionellen Kämpfe schließlich 
ein Jahrhundert später im Dreißigjähri-
gen Krieg einen militärischen Höhepunkt 
finden, der nach Reformationszeit und 
‚Bauernkriegen‘ den nächsten Kulminati-
onspunkt der politischen Kommunika-
tion in Deutschland bildet.  

„An seinem Ende, im Westfälischen 
Frieden, wurde die Entwicklung zum 
deutschen Vielstaaterei-Absolutismus 
besiegelt.“ (von Polenz 1994, 4)  

Nennenswerte politische Auseinander-
setzungen in einer breiten Öffentlichkeit 
finden entsprechend erst wieder im Um-
feld der Französischen Revolution statt. 
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Während die Reformationszeit und 
die sich daran anschließenden religiösen 
Auseinandersetzungen bis hin zur Ge-
genreformation trotz aller noch nicht ein-
gelöster Desiderate doch als vergleichs-
weise gut erforscht anzusehen sind, kann 
dies für die nächste große politische (an-
nähernd gesamteuropäische) Auseinan-
dersetzung auf deutschem Boden, für die 
Zeit des 30-jährigen Krieges, nicht be-
hauptet werden. Neben der frühen Ar-
beit von Bellmer (1940) zur Kriegspropa-
ganda und Braungarts (1988) umfang-
reichen Studien zur Hofberedsamkeit, 
die sich am Beispiel des Erasmus von 
Tschernembl mit der Rolle der politi-
schen Rede in der Zeit vor dem 30-jäh-
rigen Krieg beschäftigen, untersucht 
Wolter (2000) den Schlagwortgebrauch 
während dieses ersten gesamteuropä-
ischen Krieges. Als Besonderheit kann 
festgehalten werden, dass in den soge-
nannten Fliegenden Blättern erstmals 
auch populäre Schlagwörter kreiert wer-
den, die jedoch keinen Eingang in das üb-
rige Schrifttum finden (vgl. Wolter 2000, 
414). Autoren sind in dieser Zeit vor al-
lem Juristen im Auftrag der jeweiligen 
Machthaber (vgl. Schwitalla 1999, 73). 

Adrians (1999) korrigiert die lange Zeit 
geltende Meinung, dass die ersten 
periodischen Zeitungen des 17. Jahr-
hunderts reine Nachrichtenmedien ge-
wesen seien dahingehend, dass sie ihre 
propagandistische Funktion und „Par-
teylichkeit“ im 30-jährigen Krieg nach-
weist. Barton (1992) stellt einen regional-
spezifischen Aspekt dieses Themas dar. 
Wie schon in den Neuen Zeitungen über 
das Münsteraner Täuferreich verstehen 
sich die nun regelmäßig erscheinenden 
Zeitungen ebenso wie die weiterhin 
erscheinenden Flugblätter und Flug-
schriften, denen sich in quellenkritischer 
Perspektive Pfeffer (1993) gewidmet hat, 
durchaus auch als Teil der politischen 

Kommunikation. Von Polenz (1994, 369) 
sieht den Beginn einer „öffentlichen 
Sprache“ schließlich erst in der zweiten 
Hälfte des 18. Jahrhunderts. Spezifische-
re Aspekte einer auch politisch orientier-
ten Pressekommunikation haben Fritz/ 
Straßner (1996) und Haß-Zumkehr (1998) 
untersucht. 

„Sie [Flugblätter und Flugschriften] ver-
mitteln zumeist nicht Fakten, sondern 
deren bewußte Aufbereitung im Sinne 
einer der am Krieg beteiligten Parteien. 
Die einzelnen ‚Relationen‘ mögen zwar 
den wirklichen Ereignissen mehr oder 
weniger folgen, die Tatsache, daß bei-
spielsweise von schwedischer Seite 
auch der kleinste Erfolg publiziert wird, 
während Rückschläge weitgehend 
undokumentiert bleiben, belegt aber, 
daß es während des Dreißigjährigen 
Krieges primär darum geht, durch se-
lektive und tendenziöse Berichterstat-
tung die Meinungsbildung zu beeinflus-
sen.“ (Tschopp 1991, 313) 

Dabei bedienen sich sowohl die protes-
tantischen als auch die katholischen Par-
teien der aus der Reformationszeit be-
kannten und bewährten argumentativen 
Muster. 

Aufschlussreich für diesen Zeitraum 
scheint der Befund Wolters (2000, 414) zu 
sein, dass die protestantische Partei hin-
sichtlich der Zahl sowohl der Publikatio-
nen als auch der verwendeten Schlag-
wörter wesentlich stärker vertreten ist als 
die katholische Partei, womit sich eine 
Parallele zur Reformationszeit ergibt.  

„Die Protestanten befanden sich in der 
Position, Konfliktpartner der machtha-
benden Obrigkeit zu sein. Daher muß-
ten sie publizistisch die Offensive er-
greifen, um ihre reformatorischen For-
derungen vor Bevölkerung und poli-
tischen Kreisen darzustellen und damit 
auch zu rechtfertigen. Die Katholiken, 
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die sich in ihrer Position durch Tradi-
tion und Machtbesitz ausreichend legiti-
miert fühlten, reagierten in der Regel 
defensiv und wechselten in der verbalen 
Auseinandersetzung nur ungern in die 
Rolle des offensiven Konfliktpartners.“ 
(Wolter 2000, 414) 

Hatte die Reformation erstmals eine 
breite ‚Öffentlichkeit‘ am Meinungsstreit 
und damit am politischen Leben aktiv 
partizipieren lassen, so war es den Zeiten 
des Absolutismus und insbesondere des 
Vormärz vorbehalten, die vorhandenen 
Defizite der deutschen Sprache hin-
sichtlich ihres nationalen und inter-
nationalen Ansehens, aber auch hinsicht-
lich der Verfügbarkeit wichtiger poli-
tischer Kommunikationsformen und der 
zugehörigen Textsorten seitens der 
deutschsprachigen Öffentlichkeit zu be-
seitigen (vgl. von Polenz 1994, 1). Einen 
wichtigen Anteil an dieser Entwicklung 
haben die Sprachgesellschaften, vor al-
lem die Fruchtbringende Gesellschaft/ 
Palmenorden, die Teutschgesinnte Ge-
nossenschaft, der Pegnesische Blumen-
orden, der Elbschwanenorden (im 17. 
Jahrhundert gegründet), die deutsch-
übende poetische gesellschaft, der Par-
nassus Boicus und die Societas incogni-
torum (alle im 18. Jahrhundert begrün-
det), zu denen eine Reihe von Unter-
suchungen vorliegen (vgl. von Polenz 
1994, 112-119, 133; Gardt 1998). Einerseits 
tragen sie erstmals in der deutschen 
Geschichte zum Entstehen eines ‚Sprach-
patriotismus‘ bei, andererseits zeigen 
sich jedoch auch vereinzelt Züge von 
‚Sprachnationalismus‘ (Gardt 1999, 109), 
welcher vor allem in einem teilweise 
rigiden Sprach- und Fremdwortpuris-
mus seinen Niederschlag findet (vgl. 
Kirkness 1998; Law 2002) und der zu 
Beginn des 20. Jahrhunderts erneut 
aufleben wird. Joachim Heinrich Campe 
als der exponierteste Vertreter dieser 

Haltung wurde lange Zeit hinsichtlich 
seiner politisch-aufklärerischen Motive 
verkannt (vgl. Schiewe 1998; von Polenz 
1994), wie seine Briefe aus Paris (1790) und 
vor allem sein Wörterbuch der Deutschen 
Sprache (1807–1811) beweisen.  

Das scheinbare Erliegen der deutsch-
sprachigen politischen Kommunikation 
nach den Auseinandersetzungen um den 
‚rechten Glauben‘ und die Gestaltung ei-
nes christlichen Staates war mitbedingt 
durch eine weitgehende, erzwungene 
Abstinenz des Bürgertums von den poli-
tischen Entscheidungsgremien und der 
praktisch nicht vorhandenen Teilhabe 
am politischen Diskurs der Zeit (vgl. von 
Polenz 1994, 369.) Der ‚Rückzug‘ des Bür-
gertums aus der ‚Öffentlichkeit‘ in Bil-
dungsgesellschaften, literarische Zirkel, 
Kaffeehäuser und dergleichen kann so 
als eine ‚Privatisierung‘ der politischen 
Meinungen betrachtet werden, welche 
nachfolgend die in Deutschland entste-
hende Publizistik in Form der ersten re-
gelmäßig erscheinenden Zeitungen be-
günstigt hat. Deren Entstehen und Ent-
wicklung sowie ihr Beitrag zur Verein-
heitlichung der deutschen Schriftsprache 
sind inzwischen gut erforscht und weck-
ten schon früh das Interesse der For-
schung (vgl. Schottenloher [1922]/1985; 
Straßner 1997; Haß-Zumkehr 1998), wo-
bei Morphologie und Syntax die meiste 
Aufmerksamkeit erfahren haben. Die 
Entwicklung der Zeitung insgesamt, zei-
tungsspezifischer Textsorten und die He-
rausbildung von Sparten, von Zeitungs-
lektüre und Nachrichtenrezeption, die 
Entstehung und Entwicklung von Boule-
vardzeitungen, der Parteipresse sowie in 
jüngster Zeit von Online-Zeitungen sind 
in großem Umfang erforscht und können 
in den einschlägigen Darstellungen ver-
folgt werden (vgl. Straßner 1997). 
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„Die Französische Revolution mag nicht 
isoliert dastehen, aber sie war bei wei-
tem bedeutender als alle Bewegungen 
jener Epoche, und ihre Folgen gingen 
daher auch weitaus tiefer. […] Das Re-
sultat der Französischen Revolution 
aber war die Umwandlung der Welt der 
Madame Dubarry in jene Balzacs. […] 
Ihre Armeen setzten sich in Marsch, um 
die Revolution in die ganze Welt zu tra-
gen, und ihre Ideen trugen sie tatsäch-
lich in alle Welt.“ (Hobsbawm 2004, 109) 

„Zu Beginn der Französischen Revo-
lution ging eine Begeisterung für De-
mokratie und Menschenrechte durch 
Deutschland wie seit den ganz anders 
orientierten Freiheitsbestrebungen der 
Bauern 1525 nicht mehr. Nach den Sep-
tembermorden 1792 und der Hinrich-
tung des Königs wich sie aber schnell ei-
ner allgemeinen Ernüchterung. Die Dis-
kussion über die Berechtigung der Re-
volution und die Art ihrer Durchfüh-
rung spielte sich mehr in Zeitungen und 
Zeitschriften ab“ (Schwitalla 1999, 81)  

oder auch in literarischen und anderen 
(Klein-)Textsorten. Dennoch haben die 
Jahrzehnte rund um die Französische Re-
volution, die sogenannte ‚Sattelzeit‘, eine 
große Bedeutung für die Entwicklung ei-
nes öffentlichen Diskurses:  

„Für den deutschen Sprachraum läßt 
sich zeigen, daß seit 1770 eine Fülle 
neuer Bedeutungen alter Wörter und 
Neuprägungen auftauchen, die mit dem 
Sprachhaushalt den gesamten politi-
schen und sozialen Erfahrungsraum 
verändert und neue Erwartungshori-
zonte gesetzt haben […] Der Kampf um 
die ‚richtigen‘ Begriffe gewinnt an sozi-
aler und politischer Brisanz.“ (Koselleck 
1978, 23)  

Während vielfach die Schlagwörter der 
Reformationszeit und speziell die der 
Radikalen im öffentlich Diskurs wieder 
auftauchen (vgl. Diekmannshenke 1993), 
wandelt sich ihre Semantik in Hinblick 

auf das, was Peter von Polenz (1994, 386) 
als „neue Diskurs-Welt ‚Politiksprache‘“ 
bezeichnet. 

Linguistische Untersuchungen zur 
französischen Revolution fächern sich in 
drei Teilbereiche auf. Zum einen sind 
dies Arbeiten, die sich mit dem sprach-
lich-politischen Handeln in Frankreich 
selbst beschäftigen und hierbei in erster 
Linie Diskurse, Reden, Plädoyers und 
Aufrufe untersuchen (z.B. Lohe 1997; 
Krause-Tastet 1999). Spezifische Aspekte 
der Rhetorik stehen im Mittelpunkt einer 
Reihe von Arbeiten (z.B. Gumbrecht 
1978; Lohe 1997), daneben erfährt die 
Sprachpolitik in diesen Jahren besondere 
Aufmerksamkeit (Erfurt/Müller 1988; 
Hartweg 1988; Guilhaumou 1989). Einen 
wichtigen Beitrag zur historischen Se-
mantik über die Französische Revolution 
hinaus bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts 
leistet in jüngster Zeit die (historische) 
Untersuchung von Schrader (2011). 

Im zweiten Teilbereich sind Arbeiten 
zu finden, die sich mit der Beeinflussung 
des öffentlichen Sprachgebrauchs in 
Deutschland durch die Französische Re-
volution beschäftigen. Eine Reihe dieser 
Arbeiten vereint der Sammelband von 
Spillner (1997) „Französische Sprache in 
Deutschland im Zeitalter der Französi-
schen Revolution“, während Abdell-
fettah (1989) den Fokus auf die Rezeption 
des Sprachgebrauchs in ausgewählten 
historisch-politischen Zeitschriften in 
Deutschland am Ende des 18. Jahrhun-
derts richtet. Musolff (1992) konzentriert 
sich in seiner Untersuchung auf die Über-
nahme des Schlagworts Terrorist in den 
öffentlichen Diskurs in Deutschland. 

Der dritte Teilbereich schließlich be-
fasst sich mit dem Sprachgebrauch der 
revolutionären politischen Bewegungen 
in Deutschland, insbesondere dem im 
Umfeld der Mainzer Republik von 
1792/93. Insbesondere Joachim Herrgen 
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hat sich in einer Reihe von Publikationen 
um die Erforschung des politischen 
Sprachgebrauchs der Mainzer Republik 
verdient gemacht (z.B. Herrgen 1990a; 
1990b; 1996; 2000). Neben der Analyse 
der politischen Lexik stehen Beobachtun-
gen zu den im deutschen Jakobinismus 
erstmals auftauchenden Textsorten und 
deren Sprachfunktionen (vgl. Herrgen 
2000, 44) in den politischen Auseinander-
setzungen im Vordergrund.  

„Die neue, revolutionäre Öffentlichkeit 
konstituierte sich in Gestalt neuer Text-
emittenten, neuer Adressaten der Texte 
und in Gestalt neu entwickelter oder in-
novativ genutzter kommunikativer Ver-
fahren. Selbst die gegenrevolutionäre 
Propaganda bestätigt indirekt die Jako-
biner. Wenn nun auch die kurfürstliche 
Seite – allerdings in gegenrevolutionä-
rer Intention – sich persuasiv an das 
Volk wandte, so bestätigte man die Re-
volutionäre, indem der Volkswille als 
politische Instanz de facto anerkannt 
wurde und die Öffentlichkeit als das 
Medium, in dem er sich artikulierte.“ 
(Herrgen 2000, 260) 

Damit verbunden ist eine aktive Sprach-
politik, die einen gelenkten Sprachwan-
del erreichen will.  

„Aufgrund der nur sehr kurzen Dauer 
der Mainzer Republik konnte es sich bei 
den sprachverändernden Aktivitäten 
der Demokraten nur um die Propagie-
rung von Sprachwandel handeln, nicht 
um seine Vollendung.“ (Herrgen 2000, 
262) 

Neben der Rhetorik sind besonders 
dem politischen Wortschatz (z.B. Schlie-
ben-Lange 1981; Musolff 1992; 1994; Keil-
hauer 1994) eine ganze Reihe von Arbei-
ten gewidmet, wobei sich hier Über-
schneidungen zwischen politologischen, 
historischen, literatur- und kulturwissen-
schaftlichen sowie rein linguistischen 

Untersuchungen beobachten lassen. An-
ders als für Frankreich (vgl. Darnton 
1988) ist jedoch die vorrevolutionäre Zeit 
noch weitgehend unerforscht. Als eine 
der wichtigsten Publikationen zur Wort-
geschichte kann die achtbändige Aus-
gabe der Geschichtlichen Grundbegriffe 
(Brunner/Conze/Koselleck 1972-1992) an-
gesehen werden, welche zwar keine 
linguistische Arbeit im engeren Sinne ist, 
aber dennoch eine unverzichtbare Quelle 
für wortgeschichtliche Untersuchungen 
zur politischen Kommunikation seit der 
Französischen Revolution darstellt. 

Nachdem es vor allem in den 90er Jah-
ren des 20. Jahrhunderts ein vergleichs-
weise großes linguistisches Interesse an 
dem Zeitraum von der Reformationszeit 
bis zur Französischen Revolution gege-
ben hat, ist dieses Interesse allerdings in 
den beiden ersten Jahrzehnten des 21. 
Jahrhunderts spürbar zurückgegangen, 
obwohl weiterhin große Desiderate be-
stehen. Während in der Vergangenheit 
historische Ereignisse wie Reformation, 
Bauerkriege, Französische Revolution 
oder Mainzer Republik besonders an so-
genannten Jahrestagen eine verstärkte 
Aufmerksamkeit auch von Seiten der 
Linguistik erfahren haben, bleibt für die 
Zukunft zu hoffen, dass bald eine konti-
nuierlichere Beschäftigung damit erfolgt, 
um so die immer noch großen For-
schungslücken für diese Zeiträume zu 
schließen (vgl. Diekmannshenke 2001). 
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6.1.  Linguistische Politikberatung 
 
1.  Zum Begriff der „Politikberatung“ 

Unter Linguistischer Politikberatung wird 
im Folgenden eine institutionalisierte 
soziale Praxis der Politikberatung ver-
standen, die entweder durch Vertreter-
innen und Vertreter der akademischen 
Sprachwissenschaft selbst durchgeführt 
wird oder aber zumindest mit deren State 
of the Art vereinbar und auf ihm gegrün-
det ist. Eine solche Praxis stellt auf der ei-
nen Seite spezifische Anforderungen an 
die theoretisch-methodische Ausrich-
tung der (Polito-)Linguistik und hat Fol-
gen für ihre Forschungspraxis, die weiter 
unten Thema sein werden. Hiermit hängt 
die Tatsache zusammen, dass eine Praxis 
linguistischer Politikberatung bislang in 
institutionalisierter Form nicht existiert, 
weswegen der Gegenstand dieses Arti-
kels im Großen und Ganzen eine poten-
zielle Realität ist. Auf der anderen Seite 
bringen der Gegenstand und das Selbst-
verständnis der Sprachwissenschaft auch 
die Notwendigkeit mit sich zu klären, 
worin ein Bedarf an Politikberatung im 
Zuständigkeitsfeld des Fachs überhaupt 
sinnvoll sein kann. 

Zu diesem Zweck ist es hilfreich, heu-
ristisch zwischen verschiedenen Formen 
wissenschaftlicher Politikberatung zu 
unterscheiden, auch wenn zwischen die-
sen in der Praxis vielfache Überschnei-
dungen, Verknüpfungen und Wechsel-
wirkungen anzunehmen sind. Anschlie-
ßend an die eingeführte politologische 
Differenzierung von policy, politics und 
polity (vgl. Schubert/Klein 2011) lassen 
sich diese Ausprägungen als a) politikfeld-
bezogene (policy) b) prozessbezogene (poli-
tics) und c) systembezogene (polity) Bera-
tung bezeichnen. 

Wissenschaftliche Politikberatung hat 
ihren Schwerpunkt im Bereich der politik-
feldbezogenen Beratung. Es handelt sich da-
bei um die Praxis des Transfers bzw. der 
Transformation wissenschaftlicher Er-
kenntnis aus den unterschiedlichen For-
schungsbereichen in den politischen Raum. 
Da politische Entscheidungen in aller 
Regel Entscheidungen in einem kon-
kreten Politikfeld sind (Energiepolitik, 
Arbeitsmarktpolitik, Gesundheitspolitik, 
Bildungspolitik, Migrationspolitik usw.), 
benötigen die Agenten der politischen In-
stitutionen fachwissenschaftlich fundier-
te Expertise, um diese begründet treffen 
zu können. Aus Sicht der betroffenen 
Wissenschaften (Natur- und Ingenieurs-
wissenschaften, Wirtschaftswissenschaf-
ten, Medizin- und Gesundheitswissen-
schaften, Bildungsforschung, Sozialwis-
senschaften usw.) wiederum stellt die 
dadurch entstehende Schnittstelle zwi-
schen Forschung und Politik nicht nur 
eine Gelegenheit zur gesellschaftlichen 
Realisierung des im eigenen wissen-
schaftlichen System als richtig Erkannten 
dar. Sie dient darüber hinaus auch der 
Begründung von Ansprüchen auf For-
schungsressourcen für die eigene Diszi-
plin, die ihrerseits nicht zuletzt auf der 
politischen Ebene verteilt werden. Poli-
tikfeldbezogene Politikberatung ist also 
die vordringliche Form wissenschaftli-
cher Politikberatung (einschließlich der 
Vielzahl ihrer Symbiosen mit institutio-
nalisierter Lobbyarbeit) und wird im öf-
fentlichen, juristischen und akademi-
schen Diskurs häufig mit „Politikbera-
tung“ überhaupt gleichgesetzt (vgl. etwa 
Berlin-Brandenburgische Akademie der 
Wissenschaften 2008). Im Falle der Lin-
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guistik sind die Möglichkeiten politik-
feldbezogener Beratung dagegen eher 
beschränkt, da Sprache als Gegenstand 
politischer Regelungen kein vordringli-
ches Politikfeld ist. Relevant sind hier vor 
allen Dingen die Bereiche a) Sprachenpo-
litik (im Sinne z.B. des Schutzes von Min-
derheitensprachen, etwa im Zuge der Eu-
ropäischen Charta; vgl. Schreiner 2006), 
b) sprachbezogene staatliche Regelungen 
im Geltungsbereich eigener Institutionen 
(im Sinne z.B. der verbindlichen Or-
thographie oder der Richtlinien zum ge-
schlechtergerechten Sprachgebrauch; vgl. 
Roth 2009) und c) bestimmte bildungs- 
und sozialpolitische Herausforderungen, 
bei denen neben anderem auch Fragen 
von Sprachkompetenz eine Rolle spielen 
(im Sinne z.B. des Umgangs mit Mehr-
sprachigkeit in einer Zuwanderungsge-
sellschaft oder mit unbefriedigenden Re-
sultaten beim internationalen Vergleich 
von Sprachkompetenzen wie PISA). Ob-
gleich in solchen Fällen tatsächlich auch 
linguistische Expertise in Form politik-
feldbezogener Beratung in den politi-
schen Entscheidungsprozess eingespeist 
wird, bleibt diese Beratungspraxis doch 
meist akzidentiell und führt nicht zu 
institutionellen Strukturen linguistischer 
Politikberatung. Dabei spielen neben 
dem quantitativ im Vergleich zu anderen 
Politikfeldern zweifellos eher geringen 
Bedarf von Seiten der Politik hier zwei 
andere Faktoren eine Rolle: Zum einen 
teilen Linguisten und Linguistinnen in 
der öffentlichen Wahrnehmung ihren Ex-
pertenstatus in Bezug auf den Gegen-
stand „Sprache“ mit einer großen Zahl 
anderer Akteursgruppen (Schriftstel-
ler/innen, Journalist/innen, Lehrer/innen, 
Vertreter/innen anderer kultur- und geis-
teswissenschaftlicher Disziplinen, aber 
auch Politiker/innen selbst), weswegen 
Linguisten und Linguistinnen nicht 
zwangsläufig in erster Linie als Agenten 

der wissenschaftlichen Politikberatung in 
Betracht gezogen werden. Zum Zweiten 
handelt es sich bei den genannten Ent-
scheidungsbereichen dieses Politikfelds 
um solche, bei denen nur im geringen 
Maße Lobbyismus außerwissenschaftli-
cher Interessengruppen eine Rolle spielt, 
der in anderen Politikfeldern bei der im-
pliziten und expliziten Beauftragung und 
Finanzierung beratungsbezogener For-
schung eine entscheidende Rolle spielt. 
Insofern erfolgt politikfeldbezogene lin-
guistische Politikberatung in der Regel 
zwangsläufig en passant, das Potenzial 
für ihren systematischen Ausbau in insti-
tutionalisierter Form ist gering. 

Anders liegen die Dinge auf dem Feld 
der prozessbezogenen Politikberatung, 
bei der es darum geht, politische Akteure 
bei ihrer eigenen Praxis der politischen 
Willensbildung und schließlich der 
Durchsetzung dieses politischen Willens 
im Rahmen der politischen Institutionen 
zu unterstützen. Prozessberatung stellt 
ein mögliches Betätigungsfeld nur für 
jene Wissenschaften dar, deren originäre 
Gegenstände politische Prozesse als Gan-
zes (in erster Linie die Politikwissen-
schaft) oder wesentliche ihrer Elemente 
sind (wie z.B. Teildisziplinen der Psycho-
logie oder unmittelbar praxisbezogene 
Ausprägungen der politischen Ökono-
mie). Da sich nun politische Prozesse na-
hezu ausschließlich in kommunikativen 
und insbesondere in sprachlichen Hand-
lungen vollziehen, scheint die Linguistik 
damit die neben der Politikwissenschaft 
hauptsächlich für prozessbezogene Poli-
tikberatung prädestinierte Wissenschaft 
zu sein. Angesichts der Komplexität 
sprachlicher Prozesse auf dem Feld der 
Politik gilt dies sowohl für die Linguistik 
im Ganzen (zumindest mit Blick auf das 
weite Feld der Angewandten Linguistik, 
die wiederum auf sämtliche Felder der 
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linguistischen Grundlagenforschung zu-
rückgreift) als auch für die politolinguis-
tische Spezialdisziplin im Besonderen, 
deren einziges Ziel die Analyse und das 
Verstehen politischer Prozesse im Me-
dium Sprache ist. Mit den Möglichkeiten 
und Anforderungen, die eine institutio-
nalisierte Praxis der prozessbezogenen 
Politikberatung durch die Linguistik für 
die Sprachwissenschaft mit sich bringen 
würde, befasst sich dieser Artikel im 
Weiteren. Der Terminus Linguistische Po-
litikberatung soll dabei in diesem spezifi-
schen Sinn gebraucht werden, weil mit 
ihm eben nicht nur (wie es auch für die 
politikfeldbezogene sprachwissenschaft-
liche Beratung gelten würde) eine Politik-
beratung durch die Linguistik gemeint sein 
soll, sondern tatsächlich eine spezifisch 
linguistisch fundierte Form der Politikbera-
tung. 

Der Vollständigkeit halber sei zuvor 
noch darauf hingewiesen, dass auch eine 
systembezogene Politikberatung auf der Ba-
sis linguistischer Expertise vorstellbar ist. 
Eben weil der politische Prozess im We-
sentlichen ein sprachlicher ist und weil 
politische Institutionen als Normierun-
gen dieses Prozesses aufgefasst werden 
können, könnten linguistische Erkennt-
nisse auch Konsequenzen für die Opti-
mierung dieser Normierungen haben. Da 
diese Form sekundärer Zuarbeit der Lin-
guistik für die verfassungsrechtliche Be-
ratung jedoch in der Praxis marginal sein 
dürfte und in jedem Fall ein Derivat der 
prozessbezogenen Beratung wäre, wird 
sie ebenso wie die politikfeldbezogene 
Beratung im Weiteren nicht berücksich-
tigt. 
 
2.  Kommunikation und Sprache 

Die Tatsache, dass politische Prozesse 
kommunikative Prozesse sind, ist sowohl 
den politischen Akteuren selbst als auch 

den öffentlich-medialen Beobachtern die-
ser politischen Prozesse sehr bewusst. 
Dass der Erfolg politischer Vorhaben in 
hohem Maße davon abhängt, ob es ge-
lingt, diese „erfolgreich zu kommunizie-
ren“, ist seit längerem ein frequent be-
mühter politischer Topos, der nicht nur 
zur Erklärung politischen Scheiterns ge-
nutzt werden kann, sondern auch dazu, 
die Ablehnung eines politischen Vorha-
bens durch große oder entscheidende Be-
völkerungsteile als nicht sachlich be-
dingt, sondern eben als Fehler im poli-
tisch-kommunikativen Prozess erschei-
nen zu lassen.  

Entsprechend ist auch Kommunikati-
onsberatung ein etabliertes Feld profes-
sioneller Beratungspraxis im politischen 
Bereich. Sie stellt sich jedoch weniger als 
eine Ausprägung wissenschaftlicher Po-
litikberatung dar, bei der im oben dar-
gestellten Sinne akademisch-wissen-
schaftliche Expertise für das politische 
Handeln nutzbar gemacht wird. Viel-
mehr ist sie eine Domäne von Praktikern 
aus Politik und Medien, die ihr eigenes 
Erfahrungswissen aus der Praxis der 
Aufbereitung politischer Inhalte für und 
ihre Vermittlung in den Massenmedien 
kommerziell anbieten. Insbesondere im 
Kontext der Kampagnenplanung (proto-
typisch im Falle von Wahlkämpfen) hat 
sich hierfür in den letzten Jahrzehnten 
auch im deutschsprachigen Raum der 
Terminus Spin Doctors (vgl. Tenscher 2003) 
eingebürgert. Entscheidendes Merkmal die-
ser Praxis einer umfassenden Externali-
sierung der Lösung kommunikativer 
Probleme aus den politischen Institutio-
nen heraus hin zur erfahrungsgestützten 
Expertise professioneller Berater ist die 
Institutionalisierung von politischer Kommu-
nikationsberatung als Dienstleistung (vgl. 
Hoffmann/Steiner/Jarren 2007).  
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Der Einordnung in diesen Frame 
könnte auch eine linguistische Politikbe-
ratung nicht entgehen. Die disziplintheo-
retischen Probleme, die sich daraus für 
die Sprachwissenschaft ergeben, werden 
weiter unten noch diskutiert. An dieser 
Stelle gilt es jedoch, das Alleinstellungs-
merkmal linguistischer Politikberatung 
in diesem Angebotsspektrum politischer 
Kommunikationsberatung zu definieren: 
Linguistische Politikberatung wird den 
spezifisch sprachlichen Anteil an der politi-
schen Kommunikation zu fokussieren 
haben. Auch wenn die Mehrheit der 
kommunikativen Handlungen im politi-
schen Bereich sprachlicher Natur sind 
oder sprachliche Aspekte implizieren, so 
ist eben doch nicht alles an ihnen sprach-
lich. In der Regel sind sie, wie dies für 
menschliche Interaktion insgesamt gilt 
(vgl. Beck 2013, 24-32), semiotisch kom-
plex und damit sind von ihnen ganz 
unterschiedliche Zeichensysteme betrof-
fen: non-verbale (Körpersprache, Mimik, 
Kleidung usw. im Falle personaler Kom-
munikation; Bilder, Farben, Musik usw. 
im Fall non-personaler Kommunikation), 
paraverbale (Stimmlage, Lautstärke, Re-
gionalakzent usw. im Falle personaler 
Kommunikation; Schriftgröße und -typ, 
Text-Bild-Bezug usw. im Falle non-perso-
naler Kommunikation) und eben auch 
verbale, d.h. im engeren Sinne sprach-
liche. Das genuine Zuständigkeitsgebiet 
der Linguistik wird hier der verbale 
Aspekt sein. Das bedeutet nicht, dass 
nicht-verbalsprachliche Gesichtspunkte 
für die linguistische Politikberatung irre-
levant sind, sondern lediglich, dass sie re-
levant nur in ihrem Bezug zum Sprach-
lichen sein werden.  

Neben den verschiedenen semioti-
schen Ebenen spielen in der politischen 
Kommunikationsberatung auch kom-
plexe soziale Bezüge zwischen den unter-
schiedlichen Akteuren eine Rolle, die im 

politischen Vermittlungsprozess relevant 
sind und die durch bestimmte strategi-
sche Handlungen gezielt im Sinne des je-
weiligen politischen Klienten günstig be-
einflusst werden sollen (z.B. durch Kon-
taktpflege zu exponierten Medienvertre-
tern oder -vertreterinnen). Auch diese 
kommunikativen Anforderungen stellen 
sich – obwohl natürlich auch sie sprach-
lich bewältigt werden – doch nicht als ein 
spezifisch sprachliches Problem dar, eine 
besondere linguistische Expertise erfor-
dern auch sie nicht. 

Damit kann linguistische Politikbera-
tung also als eine spezialisierte Form politi-
scher Kommunikationsberatung bestimmt 
werden, die sich auf jene Aspekte der 
kommunikativen Prozesse in der Politik 
beschränkt, bei denen im engeren Sinne 
sprachliche Aspekte problematisch sind. 
Auch wenn solche spezifisch sprachli-
chen Probleme von den politischen Ak-
teuren nur in Ausnahmefällen isoliert 
wahrgenommen werden (vgl. Roth 2002) 
– was die Voraussetzung für ein aktives 
Beratungsbedürfnis auf Seiten der Politi-
ker und Politikerinnen wäre –, lässt sich 
ein entsprechender Beratungsbedarf den-
noch analytisch bestimmen – was wiede-
rum die Voraussetzung für theoretisch-
methodische Bemühungen der Linguis-
tik ist. 
 
3.  Methodologische 

Herausforderungen 

Disziplingeschichtlich fehlt der moder-
nen Linguistik eine Tradition praktischer 
Politikberatung nahezu vollkommen, 
insbesondere mit Blick auf die prozessbe-
zogene Politikberatung, die hier im Mit-
telpunkt steht. Die politikfeldbezogene 
Beratung war dagegen zumindest für die 
Entstehung der neuzeitlichen Sprachwis-
senschaft im 18. und 19. Jahrhundert 
gerade in Deutschland eine, wenn nicht 
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sogar die dominierende gesellschaftliche 
Bedingung. Für diese Phase war eine en-
ge Verknüpfung sprachkritischen, an der 
Entwicklung und Kritik von Normen in-
teressierten Denkens mit sprachwissen-
schaftlichem, an Beschreibung und Ana-
lyse orientiertem Vorgehen charakteris-
tisch (vgl. Schiewe 1998, 66-147). Dies 
hatte seine Ursache in sprachpolitischen 
Zielsetzungen (Ausbau des Deutschen 
als Wissenschaftssprache; Allgemeinver-
ständlichkeit; Verbesserung der überre-
gionalen Verständigung innerhalb Deutsch-
lands usw.), die Sprachgelehrte verfolgt 
und für die sie sich systematisch auch als 
Berater in den entscheidenden politi-
schen Zentren ihrer Zeit eingesetzt haben 
(vgl. z.B. Leibniz 1995). Unter dem Ein-
fluss der modernen Naturwissenschaften 
als neuen Leitwissenschaften seit dem 
Ende des 19. Jahrhunderts ging die Be-
gründung der modernen Linguistik dann 
jedoch einher mit einer expliziten und 
impliziten Trennung von Sprachkritik 
und Sprachwissenschaft (vgl. Schiewe 
2003). Aus ihr folgte auch der Verzicht 
auf die Bemühung um Theorie und sys-
tematische Praxis politikfeldbezogener 
Politikberatung. Sie erschien fortan nicht 
mehr als zur primären Zuständigkeit des 
Fachs gehörig. 

Prozessorientierte linguistische Poli-
tikberatung, für die eine vergleichbare 
Tradition gänzlich fehlt, stellt die Lingu-
istik vor allen Dingen vor zwei methodo-
logische Herausforderungen, die eng 
miteinander verbunden, aber doch ana-
lytisch zu unterscheiden sind. Sie können 
in gewisser Weise als die interne und die 
externe Seite ein und desselben Problems 
aufgefasst werden: Die erste betrifft die 
theoretische Stellung des Normativen in-
nerhalb der Sprachwissenschaft (Prä-
skriptionsproblem), die zweite das Verhält-
nis des Fachs im Ganzen zu Instanzen 
gesellschaftlicher Macht (Machtproblem). 

Das Präskriptionsproblem entsteht 
durch die vorherrschende fachideologi-
sche Beschränkung auf reine Deskrip-
tion. Obgleich auch dieses Postulat letzt-
lich eine Werteentscheidung und damit 
eine Wertung impliziert (vgl. Spitzmüller 
2005), stützt es sich auf die Einsicht, dass 
Wertungen über die Richtigkeit sprachli-
cher Normen (z.B. im Sinne von „richti-
gem“ oder „gutem“ Deutsch) mit den 
Mitteln der Linguistik selbst kaum be-
gründbar sind. Verstärkt gilt dies zwei-
fellos für die Bewertung politischer, das 
heißt gesellschaftlicher und ethischer 
Normen, um die es im Falle linguistischer 
Politikberatung ginge. Ob ein politisches 
Ziel, dessen Durchsetzung durch einen 
bestimmten politischen Akteur im politi-
schen Entscheidungsprozess durch eine 
linguistische Politikberatung gefördert 
werden soll, ethisch vertretbar oder ge-
sellschaftlich wünschenswert ist, kann 
aus Erkenntnissen der linguistischen A-
nalyse nicht abgeleitet werden, zumin-
dest dann nicht, wenn – wie auch hier 
vorgeschlagen – ein engerer Begriff und 
eine klar definierte Zuständigkeit der 
Linguistik eingefordert wird. Diese 
ethisch-politisch fundierte Entscheidung 
wäre also der beratenden Analyse stets 
vorzuschalten, sie läge außerhalb der ei-
gentlichen fachwissenschaftlichen Tätig-
keit. Ein Weg des Umgangs mit diesem 
Problem kann die explizite gesellschafts-
politische Verortung einer Forschungs-
praxis im Ganzen sein, mit der gewisser-
maßen „mit offenem Visier“ deutlich ge-
macht wird, aus welcher ethisch-politi-
schen Perspektive heraus die vorgelegten 
linguistischen Analysen hinsichtlich der 
in ihnen verfolgten Fragestellungen ge-
wählt wurden. In der angelsächsisch ge-
prägten, aber international praktizierten 
linguistischen Praxis der „Critical Dis-
course Analysis“ wird dieser Weg 
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gewählt, indem dort regelmäßig „a per-
spective that is consistent with the best 
interests of dominated groups“ (van Dijk 
2001, 96) explizit zur Grundlage der 
Untersuchungen gemacht wird. Die so 
entstehenden Analysen können dann un-
mittelbar zur Grundlage politischer Bera-
tung werden, und dies sowohl mit Blick 
auf politikfeldbezogene als aber eben 
auch auf prozessbezogene linguistische 
Politikberatung. In zumindest dreifacher 
Hinsicht hat eine solche prinzipielle Fest-
legung auf ganz bestimmte gesellschafts-
politische Perspektiven und Positionen 
jedoch entscheidende Schwächen: Zum 
einen macht sie eine klare Unterschei-
dung zwischen der linguistischen Diszi-
plin als Beraterin und der linguistischen 
Disziplin als eigenständiger politischer 
Akteurin unmöglich, bedeutet sie doch 
stets eine „Verstrickung“ (Januschek 1996) 
der Sprachwissenschaft selbst in die 
Diskurse, in denen sie beratend tätig 
werden soll. Zum Zweiten kann sie die 
Zirkelschlüssigkeit politischen Denkens, 
bei dem die Sicht auf die Dinge stets von 
den eigenen Ideologien bestimmt ist und 
auf diese Weise regelmäßig die Dinge als 
Bestätigung der eigenen Ideologien 
wahrgenommen werden, befördern, was 
den Zwang zur Herstellung von Inter-
subjektivität als Grundlage moderner 
Wissenschaftlichkeit gefährdet. Daraus 
ergibt sich zum Dritten, dass sie kaum 
ergebnisoffen vorgehen kann, das heißt, 
dass sie von vornherein nur im Dienste 
bestimmter politischer Akteure tätig 
werden und damit vom Instrument 
wissenschaftlicher Politikberatung zum 
Instrument reiner Lobbyarbeit verkom-
men kann. 

Die Herausforderung, ethisch-politi-
sche Normen zur Grundlage der eigenen 
linguistischen Analyse im Kontext pro-
zessorientierter Politikberatung für be-

stimmte, beauftragende politische Ak-
teure zu machen, kann von daher nur 
durch die klare und dauerhafte Tren-
nung der normativen und der deskripti-
ven Ebene bewältigt werden. Die außer-
sprachliche Grundlage der sprachkri-
tischen Handlung, die jeder linguis-
tischen Politikberatung inhärent und 
dennoch jenseits des Anspruchs auf Ko-
operativität in einem sehr basalen Sinne 
(vgl. Janich 2013) nie linguistisch be-
gründbar ist, muss in jedem einzelnen 
Beratungskontext individuell aus nicht-
linguistischen Begründungszusammenhän-
gen übernommen und gegebenenfalls ex-
plizit dargelegt werden. Die sprachbezo-
gene Aussage, die ausgehend von dieser 
ethisch-politischen Grundlage als Ergeb-
nis einer methodisch transparenten lin-
guistischen Analyse getroffen wird, ist so 
für sich bewert- und kritisierbar (vgl. die 
Ausarbeitung und Begründung eines 
entsprechenden Modells bei Roth 2004, 
2006). Für die nicht-linguistisch herleit-
bare, außersprachliche ethisch-politische 
Grundlage kommen politikwissenschaft-
liche, philosophische, im modernen de-
mokratischen Rechtsstaat aber vor allen 
Dingen auch rechtswissenschaftliche und 
rechtliche Quellen in Betracht. Linguisti-
sche Politikberatung wird sich hier in der 
Regel an den rechtlichen Rahmenbedin-
gungen orientieren können. Aus diesen 
wird sich zunächst einmal ergeben, dass 
das Interesse zugelassener politischer 
Akteure, die der geltenden Rechtspre-
chung nach auf dem Boden der geltenden 
demokratischen Verfassung agieren, die 
eigenen Ziele im institutionell geregelten 
politischen Prozess durchzusetzen, eben-
so legitim ist wie die Unterstützung die-
ses Interesses durch professionelle, ein-
schließlich linguistisch fundierte Bera-
tung. 
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Auch wenn sich aus dem Präskripti-
onsproblem, also bei Anschluss an allge-
meine und rechtsverbindliche Normen 
der Demokratie (vgl. Roth 2005), nicht 
zwangsläufig ein Verzicht auf eine syste-
matische Praxis linguistischer Politikbe-
ratung ergeben muss, ist dieser gerade 
innerhalb der germanistischen akademi-
schen Linguistik doch sehr stark veran-
kert. Dabei spielt der zweite Aspekt, das 
Machtproblem, eine entscheidende Rolle. 
Prozessorientierte Politikberatung be-
deutet den Versuch, politische Entschei-
dungen im Sinne des auftraggebenden 
politischen Akteurs zu beeinflussen. 
Selbst wenn also die Entscheidung be-
züglich der ethisch-politischen Grund-
lage begründet getroffen wurde, stellt 
sich damit noch die Frage, ob die Sprach-
wissenschaft einen eigenen Einfluss auf 
gesellschaftlich-politische Realitäten für 
geboten erachtet. Traditionell wird diese 
Frage in der germanistischen Linguistik 
eindeutig verneint. Schon die Analyse 
von Machtverhältnissen, bisweilen auch 
das Konzept Macht selbst, wurden wie-
derholt als nicht zum Gegenstandsbe-
reich der Linguistik gehörig ausgeklam-
mert (vgl. Warnke 2002, 9) oder als zu-
mindest marginal bezeichnet (vgl. Wich-
ter 1999, 273). Erst recht wurde (etwa in 
der öffentlichen Diskussion um die 
Rechtschreibreform) Sprachwissenschaft-
lerinnen und Sprachwissenschaftlern, die 
politikfeldberatend tätig wurden, von 
anderen Vertreterinnen und Vertretern 
des Fachs in topischer Weise der Vorwurf 
gemacht, sie suchten zu sehr die Nähe 
zur politischen Macht (vgl. Roth 2009, 66-
71). Dieses Postulat der Machtabstinenz 
aus der Linguistik heraus, das sich auch 
als die Ablehnung der Rolle eines 
„Dienstleisters“ für die Akteure der 
Politik lesen lässt, ergibt sich einerseits 
unmittelbar aus dem Präskriptions-
verzicht. Es ist darüber hinaus jedoch 

auch dem Bewusstsein der herausragen-
den Bedeutung von Sprache bei der 
Durchsetzung undemokratischer Macht-
ansprüche in den deutschen Diktaturen 
geschuldet, deren Erforschung gerade 
die germanistische Politolinguistik als 
die zuständige Bezugsdisziplin für eine 
linguistische Politikberatung fachge-
schichtlich betrachtet ihre Entstehung 
verdankt. Diese Fachgeschichte wieder-
um hat die Linguistik als Gesellschafts-
wissenschaft, wie sie sich inzwischen als 
eine linguistische Ausprägung etabliert 
hat, von Beginn an mit dem Selbstver-
ständnis einer Aufklärungswissenschaft 
versehen. Politolinguistische Analysen 
zielen in der Regel darauf, sprachlich ba-
sierte Entscheidungs- und Vermittlungs-
prozesse in der Politik zu analysieren, 
ohne daraus Schlussfolgerungen abzulei-
ten, die handlungsanweisend für die 
politischen Akteure sein könnten. 
Insofern außerwissenschaftliche Adressa-
ten in ihnen überhaupt vorgesehen sind, 
handelt es sich um die interessierten Laien, 
die am öffentlich-medialen Diskurs 
beteiligt sind und zu deren Aufklärung 
die linguistischen Untersuchungen in 
gewissem Rahmen beitragen können. Bis 
auf ganz wenige Ausnahmen (vgl. z.B. 
Klein 2006a) werden diese Analysen im 
Nachhinein vorgelegt und sind damit 
eher historischen Charakters. Hin-
sichtlich ihres analytischen Zuschnitts, 
ihrer Terminologie und ihrer Fragestel-
lungen dürften sie zudem noch immer, 
wie vor längerem schon von Burkhardt 
konstatiert, von einer gewissen „Politik-
ferne“ (Burkhardt 1996) geprägt sein, die 
ein unmittelbares Nachfrageverhältnis 
zwischen Sprachwissenschaft und politi-
scher Praxis kaum nahelegt. 

Die Linguistik unterscheidet sich da-
mit entscheidend von Wissenschaften 
mit ausgeprägter Tradition wissenschaft-
licher prozessorientierter Politikberatung 
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wie der Politikwissenschaft oder der po-
litischen Ökonomie. Diese haben syste-
matische Forschungs- und Tätigkeitsbe-
reiche ausgebildet, die als Gestaltungs- 
(oder Herrschafts-)wissenschaften fungie-
ren, deren Legitimation sich also aus dem 
Anspruch ableitet, wissenschaftliche Er-
kenntnisse in die politische Wirklich-
keitsgestaltung einzuspeisen. Eine ent-
sprechende Ausrichtung innerhalb der 
Sprachwissenschaft wäre zweifellos die 
Voraussetzung für die Etablierung einer 
systematischen linguistischen Politikbe-
ratung als akzeptierte Teildisziplin der 
akademischen Linguistik und als linguis-
tisch fundierte nicht-akademische Bera-
tungspraxis im Sinne einer spezialisier-
ten Kommunikationsberatung in der 
Politik. Ob es zu einer solchen Erweite-
rung im linguistischen Selbstverständnis 
kommt, wird von äußeren und inneren 
Faktoren abhängen. So könnte die ver-
stärkte Etablierung des Dienstleistungs-
gedankens im Zuge einer fortschreiten-
den Ökonomisierung der universitären 
Forschungsrealität sie ebenso begünsti-
gen wie ein derzeit wieder erwachendes 
Interesse an der Integrierbarkeit norma-
tiv-sprachkritischer Perspektiven in die 
Linguistik (vgl. u.a. Kilian/Niehr/Schie-
we 2010; Schiewe 2011). In jedem Fall 
wird eine Arbeitsteilung anzustreben 
sein zwischen der akademischen Grund-
legung linguistischer Politikberatung, bei 
der im Vordergrund die Ausrichtung der 
Analyse politischen Sprachhandelns und 
die Entwicklung geeigneter Analyseme-
thoden auf Beratungsinteressen hin ste-
hen wird, und einer linguistisch fun-
dierten, nicht-akademischen Beratungs-
dienstleistung, die aus der Anwendung 
dieser Analysemethoden zu konkreten 
Empfehlungen für die nachfragenden 
politischen Akteure kommt. Vorbild 
hierfür können im gewissen Maße die be-
reits erfolgreich erprobten Ansätze einer 

solchen Kooperation zwischen Linguistik 
und linguistisch fundierter Beratungs-
praxis im Bereich der Wirtschaftskom-
munikation sein (vgl. Kastens 2008). 
 
4.  Felder des Beratungsbedarfs 

Während die dargestellten methodologi-
schen Herausforderungen die Potenz der 
Linguistik als politische Beratungswis-
senschaft also systematisch erschweren 
und einschränken, gilt für das Spektrum 
möglicher Objektbereiche für eine solche 
Praxis geradezu das Gegenteil. Ange-
sichts der seit Jahrzehnten etablierten 
Forschungstätigkeit auf dem Feld der Po-
litolinguistik und den zunehmenden Be-
mühungen um ihre Systematisierung 
und Darstellung in Übersichts- und Ein-
führungswerken (vgl. die vorliegenden 
Bände; Niehr 2014 ; Roth/Wengeler/Ziem 
2017) kann mit gutem Recht davon ge-
sprochen werden, dass sämtliche Berei-
che des Sprachhandelns in der Politik in-
zwischen zum Gegenstand eingehender 
sprachwissenschaftlicher Forschung ge-
worden sind. Auf diese Grundlagenfor-
schung könnte und müsste die linguisti-
sche Politikberatung aufbauen, ihre Ter-
minologie, Kategorien, Beschreibungs-
formen und Perspektiven wären für die 
Analyseaufgabe, die sich auch in der Po-
litikberatung zunächst einmal stellt, zu 
übernehmen. Auch wenn an dieser Stelle 
also auf den Versuch verzichtet werden 
kann, so etwas wie ein systematisches 
Portfolio linguistischer Politikberatung 
zu entwickeln, soll im Folgenden doch 
exemplarisch gezeigt werden, worin die 
Relevanz der etablierten politolinguisti-
schen Forschungspraxis für die politi-
schen Akteure liegen kann. Dabei ist es 
methodologisch gesprochen jeweils not-
wendig, die aufklärungswissenschaftli-
che Perspektive der vorliegenden For-
schung in eine gestaltungswissenschaft-
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liche zu überführen, ohne dem State of 
the Art zu widersprechen. 

Eine solche Annäherung an Felder po-
tenziellen linguistischen Beratungsbe-
darfs in der Politik kann von zwei Seiten 
erfolgen: Auf der vertikalen Ebene lässt 
sich der Beratungsbedarf gliedern nach 
sprachstrukturellen Bereichen, die in ver-
schiedenen politischen Handlungskon-
texten Relevanz haben. Auf der horizonta-
len Ebene können typische, in sich kom-
plexe Problemlagen politischer Kommu-
nikation unterschieden werden, die ihre 
Ursache, ihre Bewältigung und ihre Wir-
kung auf verschiedenen, in der Regel auf 
allen sprachstrukturellen Ebenen haben. 
So folgt die vertikale Perspektive primär 
der sachlogischen Ordnung des Gegen-
stands Sprache, die horizontale primär 
der sachlogischen Ordnung des Gegen-
stands Politik. Auch wenn diese beiden 
Perspektiven letztlich nur im Wechsel-
spiel miteinander vorstellbar sind – wes-
wegen sie auch in der nicht-beratungsori-
entierten Politolinguistik kaum einmal 
methodologisch differenziert werden –, 
ist die Differenzierung gerade für eine 
Heuristik der linguistischen Politikbera-
tung sinnvoll. So könnte unter Umstän-
den gerade ein absichtsvoller Wechsel 
der naturgemäß eher politischen Per-
spektive von Beratungspartnern aus der 
Politik hin zur eher linguistischen Per-
spektive ein wesentliches Alleinstel-
lungsmerkmal linguistischer Politikbera-
tung sein. 
 
4.1.  Sprachliche Perspektive (vertikale 
        Ebene) 

Im Folgenden wird exemplarisch das Po-
tenzial von vier sprachstrukturellen Ebe-
nen für eine Praxis linguistischer Politik-
beratung diskutiert: Lexik und Semantik, 
Argumentation, Text und Diskurs. Wenn-
gleich es sich bei diesen um durchaus 

zentrale Gegenstandsbereiche der Polito-
linguistik handelt, die zudem andere in 
großem Maße einschließen, soll damit, 
wie gesagt, keineswegs die Relevanz 
zahlreicher anderer Gegenstände relati-
viert werden. Vielmehr geht es um die 
Frage, welche Akzentverschiebungen nö-
tig sind, um eine dezidiert deskriptive, 
aufklärungswissenschaftliche Praxis für 
eine dezidiert empfehlende, gestaltungs-
wissenschaftliche Praxis fruchtbar zu 
machen. 
 
4.1.1.  Lexik und Semantik 

Lexik ist der traditionsreichste Gegen-
standsbereich gerade der germanisti-
schen Politolinguistik (vgl. die Beiträge 
in diesem Handbuch). Dabei stand von 
Beginn an die Rolle unterschiedlicher 
politischer Lexik bei der Durchsetzung 
politischer Intentionen durch konkurrie-
rende Akteursgruppen (Staaten, politi-
sche Parteien, Verbände usw.) im Vor-
dergrund des Interesses. Globale Ziel-
setzung der Politolinguistik ist es dabei, 
Prozesse zu beschreiben, in denen sich 
bestimmte Bezeichnungen gegenüber an-
deren als erfolgreich erwiesen haben 
(Bezeichnungskonkurrenz) oder die par-
teiliche Semantik einer Akteursgruppe 
im öffentlichen Diskurs mehr Akzeptanz 
fand als die einer konkurrierenden (Be-
deutungskonkurrenz). Diese Deskripti-
onsperspektive stand den praktischen 
Erfordernissen politischer Strategen na-
turgemäß immer schon nahe, was die 
Karriere des politischen Schlagworts 
vom „Besetzen der Begriffe“ (vgl. Bie-
denkopf 1982) und seine Karriere in der 
fachlichen Diskussion der Linguistik 
(vgl. Liedtke/Wengeler/Böke 1991) deut-
lich belegt. Trotz einzelner Ansätze, die 
in eine solche Richtung wiesen (vgl. Klein 
1989, 15), hat die Sprachwissenschaft als 
deskriptive Disziplin jedoch die im Raum 
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stehende praktisch-politische Frage, wie 
sich solche lexikalisch-semantischen Pro-
zesse gezielt strategisch steuern lassen, 
nie zu beantworten versucht. Dafür 
sprechen gewichtige Gründe, die in 
erster Linie in der Komplexität vielstim-
miger sprachlicher und nicht-sprach-
licher (z.B. massenmedialer) öffentlicher 
Diskurse in demokratischen Gesellschaf-
ten liegen. Auch wenn linguistische Poli-
tikberatung in diesem Bereich also kaum 
prospektiv sein kann, ist dennoch gerade 
dieser Forschungsbereich mit seiner seit 
langem erprobten und ausdifferenzierten 
Methodik und Terminologie zweifellos 
unmittelbar beratungsrelevant: Über die 
reine Feststellung kommunikativer Er-
folge eigener oder fremder Fahnen- oder 
Stigmawörter hinaus, die die politischen 
Praktiker und Praktikerinnen ebenso 
leisten können wie andere Kommunika-
tionswissenschaften, kann die Linguistik 
die dem zugrunde liegenden Prozesse im 
Detail nachzeichnen und sie in gewissem 
Maße auch auf Eigenschaften der ver-
wendeten Lexik selbst zurückführen. Sie 
ist außerdem in der Lage zu beschreiben, 
wie die Semantik einzelner in Frage ste-
hender lexikalischer Elemente im Zusam-
menhang steht zu den Kontextbedingun-
gen, in denen diese in Texten oder 
Diskursen verwendet werden. Gerade 
dort, wo – wie es oft geschieht (z.B. Leit-
kultur, vgl. Roth 2002, 87-88; oder Hartz 
IV, vgl. Klein 2007) – im politischen Dis-
kurs entscheidende lexikalisch-semanti-
sche Prozesse von den Akteuren unge-
plant ablaufen, wird eine solche ange-
messen komplexe linguistische Analyse 
in der Lage sein, die Politik mit einem 
ausreichenden Maß an Informationen zu 
versorgen, das eine begründete Entschei-
dung für den weiteren intentionalen 
Umgang mit den in Frage stehenden 
Schlüsselwörtern möglich macht. Die 

Aufgabe linguistischer, analysegestütz-
ter Politikberatung auf dem Feld der 
Lexik und Semantik liegt somit weniger 
im Bereich der Planung kommunikativer 
Prozesse als in dem der Gestaltung be-
gründeter Reaktionen auf solche Pro-
zesse. 
 
4.1.2.  Argumentation 

Auch wenn die Argumentation und das 
Argumentieren erst vergleichsweise spät 
systematisch zum Objekt der modernen 
Linguistik geworden sind, handelt es sich 
hierbei doch gleichzeitig um den ältesten 
Gegenstand der wissenschaftlichen Aus-
einandersetzung mit sprachlichem Han-
deln überhaupt: Die klassische Rhetorik, 
die nicht nur als die Vorläuferwissen-
schaft der modernen Politolinguistik be-
trachtet werden kann (vgl. Kienpointner 
in diesem Handbuch), sondern viel um-
fassender als die abendländische Grund-
legung einer Wissenschaft vom Sprach-
handeln im Sinne der modernen Pragma-
tik im Ganzen (vgl. Gardt 1999, 161; Roth 
2011), zielte auf die Beschreibung strate-
gischer Persuasion und hatte damit im 
Zentrum ihrer Systematik die Beweisfüh-
rung (argumentatio). Sie grenzte sich da-
bei explizit vom streng sachlogischen Ar-
gumentationskonzept der Philosophie ab 
und nahm, aufbauend auf eine radikal 
konstruktivistische Anthropologie der 
sozialen Selbstbehauptung (vgl. Kopper-
schmidt 2000), alle Dimensionen des 
Überzeugens in den Blick (Logik, Pathos, 
Ethos). Mit dieser Weite des Argumenta-
tionsbegriffs bietet die Rhetorik bis heute 
eine Perspektive auf sprachlich-kommu-
nikative Überzeugung, die den Bedürf-
nissen moderner politischer Praxis eben-
so gerecht wird wie der umfassenden 
Auffassung sprachlichen Handelns, wie 
es der modernen linguistischen Pragma-
tik zugrunde liegt.  
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Eine Anwendung des umfangreichen 
politolinguistischen Wissens zur Argu-
mentation für die Zwecke einer linguisti-
schen Politikberatung würde von daher 
zunächst einmal die Rückbesinnung auf 
die rhetorische Vorgehensweise selbst 
zur Voraussetzung haben. Diese folgte 
dem Selbstverständnis einer deskriptiv 
gestützten Beratungswissenschaft. An-
ders als eine große Zahl neuzeitlicher An-
gebote auf dem Feld der Kommunikati-
onsberatung, die unter dem Etikett „Rhe-
torik“ empirisch nicht gestützte, prä-
skriptive Handlungsanweisungen geben, 
hat die klassische Rhetorik es als ihre 
Aufgabe betrachtet, nachweisbar erfolg-
reiches politisches Handeln mit Blick auf 
die verwendeten Überzeugungs- und 
insbesondere Argumentationsmittel zu 
beschreiben. Handlungsempfehlungen erga-
ben sich daraus in rhetorischer Perspek-
tive nur unter Beachtung einer genauen 
Analyse und Reflexion der Kontextbe-
dingungen, unter denen das geplante 
Handeln erfolgen wird (aptum, Angemes-
senheit als zentrales Kriterium sprach-
lichen Handelns; vgl. Schirren 2009). In 
dieser Weise kann auch die moderne 
politolinguistische Argumentationsbera-
tung aus der empirischen Analyse erfolg-
reicher Argumentationsstrategien zur be-
gründeten Bewertung entworfener argu-
mentativer Texte und Kommunikate gelan-
gen. Indem sie die Deskription erfolgter 
Argumentation mit der Deskription im 
konkret anstehenden Fall vorliegender 
Kontextbedingungen kombiniert, kann 
linguistische Politikberatung hier durch-
aus prospektiv angelegt werden.  
 
4.1.3.  Text 

Textsorten der Politik werden von der 
Politolinguistik im Anschluss an die 
allgemeine Textlinguistik (vgl. Stein in 
diesem Handbuch) einerseits funktional 

und andererseits formal bestimmt (vgl. 
Klein 2000a und b), wobei zwischen bei-
dem ein enger Zusammenhang besteht. 
Aus der genauen Erfassung dieses Form-
Funktions-Verhältnisses lassen sich auf 
verschiedenen Ebenen Aussagen zu Di-
mensionen der Angemessenheit eines 
Textentwurfs ableiten. Diese reichen von 
Fragen der „Lesbarkeit“ auf der Basis be-
grenzt durchaus aussagefähiger Indizes 
(vgl. Best 2006), die oft die Grundlage für 
einschlägige kommunikationswissenschaft-
liche Untersuchungen darstellen (vgl. 
u.a. Kercher 2013), oder komplexer lin-
guistischer Untersuchungen zur Textver-
ständlichkeit über eine stärkere Beach-
tung der Rolle des Textrezeptienten (vgl. 
Wienen 2011) bis hin zu Fragen des Text-
designs (vgl. Antos/Spitzmüller 2007) 
und der Typographie (vgl. Spitzmüller 
2013) als eigene semiotische Ressourcen. 

Für die Zwecke einer linguistischen 
Politikberatung wird dabei eine Über-
schreitung der im engeren Sinne polito-
linguistischen Grenzen sinnvoll sein. Ge-
rade die Forschung zur Werbesprache 
(im vorwiegend ökonomischen Kontext; 
vgl. Janich 2012) liegt hier als Kooperati-
onsfeld nahe, da Textsorten des Werbens 
im politischen Bereich (z.B. im Wahl-
kampf) eine ganze Reihe von Gemein-
samkeiten zu denen der Produktwer-
bung aufweisen dürften (vgl. Janich/Roth 
i.Vb.). Auch hinsichtlich der engen Ver-
bindung von Textualität und Multimoda-
lität (vgl. Diekmannshenke/Klemm 2008) 
treffen sich gerade Werbe- und politische 
Kommunikation in hohem Maße. Ange-
sichts einer politischen Praxis, in der po-
litisches Campaigning zunehmend von ex-
ternen Experten aus dem ökonomischen 
Werbebereich gestaltet wird, kann es 
aber gerade auch zu den Aufgaben der 
linguistischen Politikberatung gehören, 
in Analysen die Spezifika werbender 
Textsorten in der Domäne der Politik 
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deutlich zu machen und auch daraus 
Handlungsempfehlungen an die politi-
schen Akteure zu generieren.  

Ein anderer linguistischer Forschungs-
bereich, mit dem politolinguistische Ana-
lyse im engeren Sinne für die Zwecke lin-
guistischer Politikberatung zu verbinden 
ist, ist die Forschung zum Verhältnis von 
Sprache und Wissen, v.a. im Kontext mit 
den Herausforderungen der Experten-
Laien-Kommunikation (vgl. Wichter/An-
tos 2001). Im politischen Prozess sind ver-
öffentlichte Texte stets auch Kommuni-
kate der Wissensvermittlung, in denen 
entweder die politischen Akteure selbst 
als Experten (für den politischen Prozess 
oder das entsprechende Politikfeld) auf-
treten oder vermittelt über die politi-
schen Akteure auch nicht-politische Ex-
perten (z.B. aus den Fachwissenschaften) 
politikfeldspezifisches Wissen an die 
Bürger vermitteln (vgl. 4.2.1.).  

Dieser grundsätzlichen Notwendig-
keit eines erweiterten allgemeinlinguisti-
schen Zugriffs auf die Ebene politischer 
Texte steht die umfangreiche politolingu-
istische Forschung zum gesamten Spek-
trum politischer Textsorten gegenüber. 
Von den klassischen Textsorten wie der 
Parlamentsrede (vgl. König in diesem 
Handbuch) bis hin zu den modernen 
Kommunikaten in den digitalen Medien 
(vgl. Runkehl in diesem Handbuch; Diek-
mannshenke 2005; Klemm/Michel 2013), 
von Mikrotexten wie Slogans (vgl. Dona-
lies in diesem Handbuch) bis hin zu Text-
komplexen wie Parteiprogrammen (vgl. 
Klein in diesem Handbuch) verfügt die 
Politolinguistik über umfassendes Be-
schreibungswissen. Da es sich bei Texten 
um intentional gestaltete Sprachproduk-
te handelt, können von diesem Beschrei-
bungswissen auch unmittelbar prospek-
tiv Empfehlungen in Bezug auf vorlie-
gende Textentwürfe politischer Akteure 
abgeleitet werden.  

4.1.4.  Diskurs 

Zwischen den Erkenntnisinteressen der 
Diskurs- und der Politolinguistik gibt es 
eine große Schnittmenge (vgl. Niehr 
2013). In gewisser Weise lässt sich die 
Entwicklung dieser beiden Disziplinen in 
den letzten Jahrzehnten als konvergent 
beschreiben: Viele der Beschreibungsebe-
nen, denen sich die Politolinguistik im 
Laufe ihrer Entwicklung gewidmet hat, 
lassen sich unter die diskurslinguistische 
Perspektive fassen, so dass eine Beschrei-
bung einzelner sprachlicher Phänomene 
ohne Berücksichtigung des diskursiven 
Zusammenhangs, in dem sie stehen, 
heute in der Politolinguistik kaum noch 
als akzeptabel betrachtet werden kann. 
Wenn also die Diskurslinguistik als die 
methodische Metadisziplin für politolin-
guistische Analysen zu betrachten ist 
(vgl. Wengeler/Ziem 2015), dann wird 
dies auch für eine Praxis linguistischer 
Politikberatung gelten. Die diskurslingu-
istische Fundierung aller Analysen poli-
tischen Sprachgebrauchs ermöglicht es 
theoretisch, Prozesse öffentlichen politi-
schen Sprachhandelns verschiedener 
Akteure im Ganzen in den Blick zu neh-
men und gleichzeitig die verschiedenen 
sprachstrukturellen Ebenen zu würdi-
gen, die dabei eine Rolle spielen. Einzel-
texte und Textnetze, Argumentations-
praktiken und semantische Kämpfe sind 
alle als diskursive Faktoren politischer 
Kommunikation beschreibbar. Gerade 
hierin besteht die Leistungsfähigkeit des 
Konzepts Diskurs, wegen der es einmal 
dem „Erweiterungspostulat der Linguis-
tik“ (Wichter 1999) folgend und in Über-
schreitung der Textgrenze den Weg in 
die Sprachwissenschaft gefunden hat. Es 
steht außer Frage, dass dieses Höchstmaß 
an Komplexität über alle sprachlichen 
Strukturebenen hinweg den Anforderun-
gen der politischen Perspektive auf der 
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horizontalen Ebene am ehesten gerecht 
wird und damit auch einen spezifischen 
Mehrwert der genuin linguistischen Poli-
tikberatung darstellen wird. Gleichzeitig 
folgt aus dieser Komplexität jedoch auch, 
dass eine prospektiv empfehlende Aus-
richtung einer konsequent diskurslingu-
istisch fundierten Politikberatung kaum 
vorstellbar ist. Ihre Leistung wird auf die 
fundierte Analyse beschränkt bleiben, 
aus der die politischen Akteure die 
Schlüsse für ihr künftiges Handeln selbst 
zu ziehen haben. Gleichwohl können dis-
kurslinguistische Analysen für die Zwe-
cke der Politikberatung von ihrem the-
matischen und methodischen Zuschnitt 
her unmittelbar auf den Erkenntnisbe-
darf der politischen Nachfrager hin aus-
gerichtet werden. Die Ausweitung des 
Objektbereichs der Diskurslinguistik über 
ihre angestammten Gegenstände (v.a. 
Medientexte) hinaus, nicht zuletzt auch 
auf interpersonale oder teilnahmeorien-
tierte Daten der Alltagsinteraktion (vgl. 
Roth 2014), erlaubt es, das Potenzial der 
Diskusanalyse als Wissensanalyse un-
mittelbar für Beratungszwecke zu nut-
zen. So ist etwa die Ermittlung des Vor-
wissens und der primär vorhandenen 
Einstellungen der Bürger und Bürgerin-
nen zu bestimmten Politikfeldern und 
anstehenden Entscheidungsgegenstän-
den von unmittelbarer Relevanz für das 
politische Handeln eines Akteurs. Als 
Instrument einer solchen umfassenden 
Vorwissensanalyse (vgl. Roth 2013) ist 
die Diskurslinguistik, ihre konkrete Ope-
rationalisierung für Beratungszwecke 
vorausgesetzt, gerade aufgrund ihrer 
Ebenenkomplexität angestammten so-
zial- und kommunikationswissenschaft-
lichen Methoden wie der Qualitativen In-
haltsanalyse (vgl. Mayring 2008) ganz 
grundsätzlich überlegen.  
 

4.2.  Politische Perspektive (horizontale 
        Ebene) 

In der politischen Perspektive, auf der 
Beratungsgegenstände nicht vertikal 
nach den sprachlichen Strukturebenen, 
sondern horizontal nach kommunikati-
ven Bedürfnissen der politischen Realität 
zu gliedern sind, lassen sich zunächst 
heuristisch zwei grundsätzliche Konstel-
lationen für die Anforderungen an eine 
linguistische Politikberatung unterschei-
den, die als die Konstellation der passiven 
Bürgerschaft und als die Konstellation der 
aktiven Bürgerschaft bezeichnet werden 
können. In beiden steht, da es in diesem 
Zusammenhang nur um Überlegungen 
im Kontext demokratischer Ordnungen 
gehen kann, die Bürgerschaft als Souve-
rän im Mittelpunkt, jedoch kommt ihr ei-
ne jeweils unterschiedliche Position in 
der kommunikativen Konstellation zu. 
Diese korrespondiert mit den bekannten 
demokratischen Organisationsprinzipi-
en: In indirekten Demokratien kommt 
den Bürgerinnen und Bürgerin in Bezug 
auf die politischen Entscheidungsprozes-
se eine grundsätzlich passive Rolle zu, 
mit der die auch kommunikativ eher pas-
sive Rolle der Wählerinnen und Wähler 
einhergeht. In direkten Demokratien ist 
eine Grenze zwischen Bürgerinnen und 
Bürgern auf der einen und politisch ent-
scheidenden Akteurinnen und Akteuren auf 
der anderen dagegen kaum zu ziehen, er-
füllt die Bürgerschaft also auch kommu-
nikativ eine aktive Rolle. Dabei ist die 
Unterscheidung zwischen indirekter und 
direkter Demokratie natürlich ebenso 
idealtypisch wie die zwischen den kom-
munikativen Konstellationen der aktiven 
und der passiven Bürgerschaft. Sie dient 
an dieser Stelle zunächst dazu, analytisch 
zwei Ausprägungen von Aufgaben für 
die linguistische Politikberatung zu dis-
kutieren (vgl. 4.2.1. und 4.2.2.), die 




